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Freitag, 1. Oktober 2021

Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

Vom Schulausflug in Ausschaffungshaft
Eigentlich hält sich die Polizei bei eingeschulten Personen ohneAufenthaltsbewilligung zurück. Ein Fall zeigt nun eine neue Praxis.

Silvana Schreier

TayoM.*besuchte eine Integra-
tions- und Berufswahlklasse,
umDeutschzu lernen. Jetzt sitzt
derAnfang20-JährigeausWest-
afrika seitmehrerenWochen im
Ausschaffungsgefängnis Bäss-
lergut anderdeutschenGrenze.
Zum Verhängnis wurden ihm
fehlende Papiere – und ein
Schulausflug.

Dass Sans-Papiers,wieTayo
M. einer ist, kontrolliert, fest-
genommen und ausgeschafft
werden, ist keineSeltenheit.Die
Basler Anlaufstelle für Sans-Pa-
piers, also für Menschen ohne
Aufenthaltsbewilligung, beglei-
tet unzählige solcherFälle.Auch
bei Tayo M. hat sie das Mandat
der Rechtsvertretung inne. Be-
sonders an seinem Fall ist, dass
diePolizeikontrolle imRahmen
desSchulunterrichts stattgefun-
den hat.

InnertwenigerMinuten
inHandschellen
Anfang SeptemberwarTayoM.
mit seiner Schulklasse in Basel
unterwegs.DieLehrpersonvom
Zentrum für Brückenangebote
führte sie durch die Stadt, sie
warenaufdenSpurenderBasler
Geschichte. Mit Schulkolle-
gen lief TayoM. voraus, bei der
Schifflände warteten sie auf die
Lehrperson und den Rest der
Klasse. So erzählt er es der bz.
Immer wieder stockt er, schüt-

telt den Kopf. Er könne nicht
verstehen, wie er hier gelandet
sei, sagt er.

Ein Polizeiauto habe unver-
mittelt neben ihnen gehalten.
«Sie kamendirekt zumir», sagt
Tayo M. und erinnert sich an
die Kontrolle. Er konnte keine
Aufenthaltsbewilligung zeigen,
schliesslich ist er ein Sans-Pa-
piers. Aufgrund seines illegalen
Aufenthalts inder Schweizwur-
de er schon mal kontrolliert –
und gebüsst. Dies führte nun
dazu, dass die Polizei kurzen
Prozess machte: Tayo M. wur-
denHandschellen angelegt.

Der Vorfall spielte sich mit-
tenamTagab.EtlicheSchaulus-
tige zückten an der Schifflände

ihre Handys oder blieben ste-
hen. Eine grössere Anzahl Poli-
zistinnenundPolizisten schirm-
te den festgenommenen Tayo
M. von der Menge ab. Als nach
wenigen Minuten die Lehrper-
son mit den übrigen Schülerin-
nenundSchülerneintraf, gelang
es ihrnichtmehr,TayoM. zuer-
reichen. Obwohl sie sich klar zu
erkennengabunddenSchulaus-
flug betonte, wurde kein Ge-
spräch zugelassen.

DerGrundsatz
gilt seit Jahren
TayoM. sagtnuneinigeWochen
nach demVorfall: «Warum ich?
Warum wurde nur ich kontrol-
liert?» Da er sich illegal in der

Schweiz aufgehaltenhatte,wird
er demnächst ausgeschafft.

DochwarumdurfteTayoM.
überhaupt in die Schule, wenn
er doch illegal in der Schweiz
lebte?Auchdas ist keineSelten-
heit: Seit über 30 Jahren ist es
die gängigePraxis – unter ande-
rem inBasel-Stadt –, dass alle in
der Schweiz lebenden Kinder
unabhängig von ihrem Aufent-
haltsstatus in die Schule dür-
fen.Dies ist eine offizielle Emp-
fehlung der nationalen Erzie-
hungsdirektorenkonferenz.Das
heisst: Das allgemeingültige
Recht auf Bildung wird höher
gewichtet als der Verstoss der
Sans-Papiers gegen das Aufent-
haltsrecht.

Dieser Grundsatz gilt seit meh-
reren Jahren inder Schweiz und
auch in Basel-Stadt. So gibt es
zahlreicheKinder, die zur Schu-
le gehen und deren Klassen-
lehrpersonenodergardieSchul-
leitung vom fehlenden Auf-
enthaltsstatus wissen. Denn
Lehrpersonen müssen ihre
SchülerinnenundSchüler sowie
deren Familien nicht an die Be-
hördenmelden.

Warum im Fall von TayoM.
das Recht auf Bildung – er war
schliesslichauf einemSchulaus-
flug – nicht respektiert wurde,
erklärt Polizeisprecher Adrian
Plachesi: «Ein Schulausflug
‹schützt› insbesondere erwach-
sene Personen ohne Aufent-

haltsrecht nicht vor Strafverfol-
gungoderPersonenkontrollen.»
DieKantonspolizei gehe jedoch
nicht in den Schulunterricht
oder führe vor einer Bildungs-
einrichtung Kontrollen durch.
Plachesi: «Trifft sie jedoch im
öffentlichen Raum auf Perso-
nen, gegen die Verdachtsmo-
mente vorliegen, kann sie eine
Personenkontrolledurchführen
und ist zu allfälligen sichdaraus
ergebenden Strafverfolgungs-
handlungen verpflichtet.»

FürdieAnlaufstelle fürSans-
Papiers in Basel ist dieseAussa-
ge «hochproblematisch», sagt
Sprecherin Katharina Boerlin.
«Ein diskriminierungsfreier
Zugang zu Bildung ist in der
Schweiz gegeben. Doch wie
dieses Beispiel zeigt, scheinen
die Grundrechte nicht für alle
Bewohnenden dieses Landes
gleich zuzählen.»Weiter gehör-
ten zur gewöhnlichen Schulbil-
dung auch Ausflüge. Boerlin:
«Wenn die Lehrpersonen nun
damit rechnen müssen, ihre
Schülerinnen und Schüler ohne
Papiere könnten während-
dessenkontrolliertwerden, sind
sie faktisch imSchulhaus einge-
sperrt mit ihren Klassen.» Das
würdeUnsicherheitenvonLehr-
personenzusätzlichverstärken.
Denn ebendiese würden unter
Druck gesetzt.

*Name von der Redaktion
geändert.
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«Wir haben alle genug von dieser Affäre»
Für die bürgerlicheMehrheit des Baselbieter Parlaments sind die Vorgänge rund umdie Schwarzarbeitskontrolle längst aufgearbeitet.

Es waren Worte, die in ihrer
Deutlichkeit im Landratssaal
selten sind: «Das bürgerliche
Lager istnichtaneinerAufarbei-
tung interessiert. Es steckt zu
sehr im Sumpf derWirtschafts-
kammer.» Auf die Ausführun-
gen von Grünen-Fraktionschef
Stephan Ackermann folgten
Buh-Rufe aus der rechten Rats-
hälfte. Der SVP-Landrat und
frühereGPK-PräsidentHanspe-
terWeibel forderte Ackermann
sogar auf, sich zuentschuldigen.

Forderungenkamennach
demFreispruchWebers
Die Emotionen gingen hoch in
der Debatte über die mögliche
Einsetzung einer Parlamen-
tarischen Untersuchungskom-
mission (PUK). Die SP- sowie
dieGrüne/EVP-Fraktionhatten
einesolchemittels einesVerfah-
renspostulats gefordert, um die
Affäre um die Zentrale Arbeits-
marktkontrolle (ZAK) aufzu-
arbeiten. Eine PUK hätte unter-
suchen sollen, welche Leistun-
gen zu welchen Bedingungen
der Kanton in den vergangenen
zehn Jahren bei Dritten einge-
kaufthat.DerLandrat lehntedas
Postulat mit 42 zu 35 Stimmen
bei 5 Enthaltungen ab.

Die ZAK-Affäre beschäftigt
das Baselbiet seit Jahren. Die
Tochterorganisation der Wirt-
schaftskammer war einst vom
Kanton damit beauftragt wor-
den, Schwarzarbeitskontrollen

durchzuführen, was sie jedoch
nachAnsichtderRegierung teil-
weise unzureichend tat. Die
ForderungnachpolitischerAuf-
arbeitung der Vorkommnisse
wurde imJunigestellt, nachdem
der zuständige Regierungsrat
Thomas Weber (SVP) vom Ba-
selbieter Strafgericht vom Vor-
wurf der ungetreuen Amtsfüh-
rung im Zusammenhang mit fi-
nanziellenForderungenderZAK
in den Jahren 2014 und 2015
freigesprochenwordenwar.

Zu den teils undurchsichti-
gen Konstrukten innerhalb der
Wirtschaftskammer kommen-
tierteGerichtspräsidentAndreas
Schröder bei der Urteilsverkün-
dung: Das Gericht stehe schon
unter dem Eindruck, dass im
Rahmen des Verfahrens Fragen
aufgeworfen worden seien, die
aufgearbeitet werden müssten.
Dies sei aber Sache der Politik.
Rotgrün im Landrat nahm den
Steilpass auf: «DieBevölkerung
hat das Recht zu erfahren, was
damals passiert ist», sagte SP-
Fraktionschef Roman Brunner
in der Debatte. «Wir haben als
Landrat die Aufgabe, die Ober-
aufsicht zu übernehmen.»

«ZAK-Affärebereits zu
Todegeredet»
Die Bürgerlichen wehrten sich
gegen den Vorwurf einer engen
VerzahnungmitderWirtschafts-
kammer. «Dieser Generalver-
dacht geht nicht», ärgerte sich

FDP-Fraktionschef Andreas
Dürr. «Wir sind aus sachlichen
Gründen gegen die Einsetzung
einerPUK.»CVP-LandratMarc
Scherrer erklärte: «Wir haben

die ZAK-Affäre bereits zu Tode
geredet. Eine PUK wird nichts
Neues zu Tage fördern. Es ist
Zeit, endlicheinenSchlussstrich
unterdieZAK-Affärezuziehen.»

SVP-Landrat Weibel gab noch
einen anderen Punkt zu beden-
ken:«DieBefürworter scheinen
nicht zu realisieren,wieaufwen-
dig eine PUK ist. Die zu erwar-

tendenErgebnisse stehen inkei-
nemVerhältnis zumAufwand.»
ChristofHiltmann (FDP) stellte
mit Blick auf die vielen emotio-
nalenVoten fest:«Es istpassiert,
was ich erwartet habe: Das Par-
lament zerfleischt sich selbst.»
In den vergangenen Jahren sei
von der Politik viel unternom-
menwurden,umdieZAK-Affäre
aufzuklären.Die politischeAuf-
arbeitungseibereits geschehen.

«WirmüssenalsParlament
genauhinschauen»
Dem widersprach Adil Koller
(SP) vehement: «Wir haben alle
genug von dieser Affäre. Den-
noch müssen wir als Parlament
genauhinschauen.Das istunser
Job.» Damit konnte er die bür-
gerliche Mehrheit jedoch nicht
überzeugen. Wenige Minuten
nach dem Entscheid brachten
die Sozialdemokraten ihre Ent-
täuschung über die abgelehnte
PUK in einerMedienmitteilung
zum Ausdruck. Die Partei wirft
darin den Bürgerlichen vor,
Transparenzzuverhindern.Still-
schweigendüberwiesenwurden
zweiweitere – bürgerliche –Vor-
stössezurZAK-Affäreunterdem
Stichwort «Lessons learned»:
Demnach soll aufgezeigt wer-
den, wie jüngst revidierte oder
neue Gesetze die Transparenz
imKanton verbessert haben.

Dimitri Hofer und
Hans-Martin Jermann

Einmal mehr sorgt die Schwarzarbeitaffäre für zünftigen Krach unter den Parteien. Bild: bos (7.3.2021)


